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Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!  

 

„Natura 2000 gemeinsam mit den Naturnutzern umsetzen“ lautet die Überschrift 

des Entschließungsantrags der FDP-Fraktion. Bis dahin kann ich diesen Antrag 

unterstützen; denn Naturschutzbelange sind immer nur mit den Betroffenen 

vernünftig umsetzbar.  

 

Ansonsten formulieren Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, allerdings in 

dem Antrag das, was Sie bezüglich der Umsetzung von Natura 2000 immer 

gemacht haben. Sie mauern, obwohl vorgeschlagene FFH-Gebiete binnen sechs 

Jahren gesichert werden müssen. 

 

Niedersachsen hat der EU-Kommission in mehreren Tranchen von 1998 bis 2006 

insgesamt 385 FFH-Gebiete vorgeschlagen. Das bedeutet, das letzte Gebiet 

hätte bis 2012 gemeldet sein müssen. Seit 2015 läuft deshalb ein 

Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland. Herr Dr. 

Birkner, ich nehme das ernst. Denn wenn wir zahlen müssen, ist es zu spät. 

 

Die FDP-Umweltminister in der damaligen Niedersächsischen Landesregierung 

von 2003 bis 2012 waren an dieser Entwicklung nicht unbeteiligt.  

 

Deutschland hat 2015 der EU-Kommission zugesichert, die hoheitliche Sicherung 

endlich bis 2018 umzusetzen. Bis Dezember 2017 waren in Niedersachsen 153 

Gebiete gesichert. 232 stehen noch aus und sollen bis Ende des Jahres gesichert 

werden. Das ist ein ambitioniertes Ziel. Und dann kommen Sie mit einem solchen 

Antrag um die Ecke, der die unteren Naturschutzbehörden vor Ort wie schon oft 

wieder einmal verunsichert. Das führt wiederum zu Verzögerungen. Am Ende 

werden die Termine nicht eingehalten. Das wird viel Geld kosten.  

 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie stellen in Ihrem 

Antrag Forderungen auf, die nicht zielführend sind. Der von Ihnen geforderte 

Grundschutz wird scheitern. Die einzelnen Regelungen einer 

Schutzgebietsverordnung müssen gemäß dem Bestimmtheitsgebot hinreichend 
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konkret sein. Mit Blick auf den konkreten Schutzzweck dürfen sie allerdings 

gemäß dem Übermaßverbot auch nicht unverhältnismäßig sein. 

 

Deshalb wird ein von oben verordneter Grund-schutz in einer so 

unterschiedlichen Landschaft wie in Niedersachsen nicht umsetzbar sein. Er 

würde entweder aufgrund seiner Unverhältnismäßigkeit bei den 

Grundeigentümern zu Ärger führen oder, wenn es nicht hinreichend konkret ist, 

von Brüssel kassiert werden. 

 

Sie fordern erneut Vertragsnaturschutzmaßnahmen in Natura-2000-Gebieten, 

obwohl Sie seit Langem wissen, dass Vertragsnatur-schutz auf EU-Ebene für 

Natura-2000-Schutzge-bietsverordnungen nicht anerkannt wird. Wenn allerdings 

abschließend die Managementpläne erstellt werden, könnte Vertragsnaturschutz 

in dem einen oder anderen Fall vielleicht Sinn machen.  

 

Sie fordern, dass der bei Naturschutzgebieten bestehende Erschwernisausgleich 

auch auf Landschaftsschutzgebiete ausgeweitet wird. Über den Ausgleich von 

wirklichen Erschwernissen, insbesondere im Wald, kann man ja durchaus reden. 

Das darf aber nicht dazu führen, dass derartige Zahlungen eine präjudizierende 

Wirkung für alle anderen Gebiete entwickeln. Das wäre auch nicht bezahlbar. 

 

Sie fordern, dass die Naturnutzer und Grundeigentümer eng in die 

Entscheidungen einbezogen werden. Die Ausweisung der Natura-2000-Gebiete 

durch die unteren Naturschutzbehörden garantiert eine enge Beteiligung der 

Betroffenen in einem festgelegten Verfahren vor Ort. Sie haben zwischen 2003 

und 2012 zumindest die Weichen dafür gestellt. Ich kann mich noch gut erinnern, 

dass es insbesondere Ihre Fraktion war, die dafür gesorgt hat, dass seinerzeit die 

Bezirksregierungen abgeschafft wurden. Sie waren der Meinung, dass die Arbeit 

sehr gut von den unteren Naturschutzbehörden geleistet werden kann. Und jetzt 

wollen Sie das Ganze über Grundschutz von oben verordnet regeln? Das kann 

aus den schon genannten Gründen gar nicht gehen. Ihr ist Antrag überflüssig.  

 

Ich hatte es schon gesagt. Lediglich über die Forderung unter Nr. 5 in Ihrem 

Antrag können wir reden. Das wird, wenn überhaupt - es geht um die finanzielle 



4 

Regelung -, nur über die Änderung unseres Ausführungsgesetzes zum 

Bundesnatur-schutzgesetz möglich und finanziell darstellbar sein.  

 

Meine Damen und Herren,  

 

Niedersachsen hat noch zehn Monate Zeit, die noch ausstehenden Natura-2000-

Gebiete zu sichern. Der Antrag wird voraussichtlich heute in die beteiligten 

Fachaus-schüsse überwiesen. Dann wird er frühestens Ende April hier im Plenum 

beschieden. Zu dem Zeitpunkt sind dann noch acht Monate Zeit, um Natu-ra-2000 

umzusetzen. Wenn wir hier heute den Anschein erwecken, dass wir diesen 

Antrag ernst nehmen, verunsichern wir nur wieder einmal, ob gewollt oder nicht 

gewollt, wie schon oft die Planung vor Ort. Mein Signal an die unteren 

Naturschutzbehörden ist: Dieser Antrag ist es nicht wert, dass wir im Grunde 

genommen aufs Spiel setzen, dass Natura-2000 bis Ende des Jahres nicht 

erledigt ist.  

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 


